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Drucksache Nr. 609 


Antrag 

der Fraktion der Deutschen Partei 

Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Gesetzentwurf die 
Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Beendigung der Entnazifizierung 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

1. Neue Verfahren auf Grund der zur Befreiung des Deutschen 
Volkes von Nationalsozialismus und Militarismus erlassenen 
Rechtsvorschriften werden nicht mehr eingeleitet. 

2. Laufende Verfahren werden ohne mündliche Verhandlung durch 
Beschluß eingestellt. Der Anhörung der Beteiligten bedarf es 
nicht. 

§ 2 

1. Personen, denen auf Grund der Rechtsvorschriften zur Befreiung 
des Deutschen Volkes von Nationalsozialismus und Militarismus 
die staatsbürgerlichen Rechte ganz oder teilweise aberkannt wor- 
den sind, erhalten diese An vollem Umfange wieder, wenn sie 

a) in der britischen Zone in die Gruppe III oder IV, 

b) in der amerikanischen Zone als Minderbelastete oder Mitläufer, 

c) in der französischen Zone in eine den vorstehenden Kategorien 
gleichartige eingestuft wurden. 

2. Den in Absatz 1 genannten Personen werden diejenigen gleich- 
gestellt, die in der (amerikanischen Zone auf Grund des Gesetzes 
zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 

a) als Hauptschuldige lediglich nach Artikel 5 Ziffer 5, 6 oder 7, 

b) als Belastete lediglich nach Artikel 7 Absatz II Ziffer 1, 2, 6 
oder 10 oder Artikel 9 

und in der französischen Zone wegen solcher den in diesem Ab- 
satz genannten inhaltsgleicher Belastungsumstände eingestuft 
wurden. 
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§ 3 

Von der Wiederherstellung ihrer staatsbürgerlichen Rechte gemäß 
§ 2 werden diejenigen Personen ausgenommen, die sich während 
der Dauer der nationalsozialistischen Herrschaft eines Kriegsver- 
brechens, eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit nach Kontroil- 
Gesetz 10 oder einer aus Eifer für den Nationalismus begange- 
nen, nach dem Reichsstrafgesetzbuch strafbaren Handlung schuldig 
gemacht haben, wenn sie deswegen rechtskräftig verurteilt wurden 
oder gegen sie ein strafrechtliches Verfahren anhängig ist, das mit 
einer Verurteilung wegen einer der vorgenannten Straftaten endet. 


§4 

Von der Wiederherstellung gemäß § 2 sind ferner ausgenommen die- 
jenigen Personen, die wegen einer nach dem 8. Mai 1945 begangenen, 
gegen die Demokratie gerichteten Handlung strafrechtlich verurteilt 
wurden, oder gegen die ein solches Verfahren .anhängig ist, das mit 
einer Verurteilung endet. 


§ 5 

Ob eine Ausnahme von § 2 gemäß §§ 3 oder 4 vorliegt, entscheidet der 
Oberstaatsanwalt des Gerichtes, das die Verurteilung ausgesprochen 
hat oder bei dem das Verfahren anhängig ist. Befindet sich das 
Gericht nicht im Westdeutschen Bundesgebiet, so entscheidet der 
Oberstaatsanwalt, in dessen Amtsbereich der Betroffene seinen 
Wohnsifz und in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen Aufenthalts- 
ort hat. 


§ 6 

1. Sühnemaßnahmen, Wiedergutmachungsbeiträge oder sonstige 
Sanktionen sowie Gebühren für abgeschlossene Verfahren, die 
gegen unter § 2 fallende Betroffene verhängt wurden, gelten als 
erlassen, soweit sie noch nicht vollstreckt wurden. 

2. Betroffene des § 2, gegen die eine Freiheitsbeschränkung voll- 
streckt wird, sind sofort zu entlassen. 

3. Freiheits- und Geldstrafen, die wegen der Zugehörigkeit zu den 
durch das Urteil des Nürnberger Militärgerichts für verbreche- 
risch erklärten Organisationen verhängt wurden, werden durch die 
Bestimmungen der Absätze 1 und 2 nicht berührt. 


§ 7 

1. Soweit in Entscheidungen von Entnazifizierungsbehörden auf 
Maßnahmen erkannt wurde, die für sich oder als Teil eines Ge- 
samterkenntnisses als Unrechtsfolge einer Straftat oder der 
Zugehörigkeit zu einer für verbrecherisch erklärten Organisation 
anzusehen sind, haben die Entnazifizierungsbehörden die Akten 
der für ihren Sitz zuständigen Staatsanwaltschaft zuzuleiten. 


9 



Diese legt sie dem Gericht, das im Rahmen des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes für die Aburteilung der Straftat, wenn diese 
ihm übertragen worden wäre, zuständig sein würde, zur Be- 
schlußfassung darüber vor, welche Maßnahmen bzw. welcher Teil 
des Gesamterkenntnisses als gerichtliche Strafe gelten und als 
solche behandelt werden sollen. 

2. Auf die Beschlußfassung findet § 458 StPO Anwendung. Gegen 
den Beschluß steht dem Betroffenen das Recht zu, binnen zwei 
Wochen nach Zustellung des Beschlusses mündliche Verhandlung 
zu beantragen. Die auf Grund der mündlichen Verhandlung zu 
treffende Entscheidung ergeht durch Urteil, das nur mit der 
Revision angefochten werden kann. 

3. Die vom Gericht als Strafe festgesetzte Maßnahme ist nach den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung zu vollstrecken. 

4. Hinsichtlich der übrigen Maßnahmen ist nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu verfahren. 


§ 8 

1. Vollzogene Entlassungen und Dienstgradherabsetzungen werden 
nicht rückgängig gemacht. 

2. In Entnazifizierungsentscheidungen ausgesprochene Arbeits- und 
Beförderungsbeschränkungen jeder Art dürfen jedoch bei Bewer- 
bungen um Wiedereinstellung und angesichts planmäßiger Be- 
förderungen sowie anderer Betriebsmaßnahmen nicht eingew'en- 
det werden, soweit der Betroffene unter § 2 fällt. 

3. Dienstliche oder betriebliche Belange, die nicht auf Rücksichten 
der Entnazifizierung beruhen, bleiben unberührt. 


§ 9 

Die unter §§ 1 und 2 fallenden Personen sind in allen rechtlichen 
und wirtschaftlichen Angelegenheiten künftig wie Entlastete zu 
behandeln. Entnazifizierungsakten dürfen zu behördlichen Maß- 
nahmen nicht herangezogen werden, es sei denn, daß es sich um eine 
Untersuchung im Rahmen der Strafprozeßordnung handelt. 


§ 10 

Ein Anspruch auf Ersatz von Schäden, die den Betroffenen aus der 
Anwendung der Rechtsvorschriften zur Befreiung des Deutschen 
Volkes von Nationalsozialismus und Militarismus sowie dieses Ge- 
setzes entstanden sind, wird durch die Gleichstellung nicht begründet. 


§ 11 

1. Verfahren von Personen, gegen die Sühnemaßnahmen verhängt 
worden sind und die nicht unter § 2 fallen, werden überprüft, 
inwieweit die verhängten Sühnemaßnahmen in Wegfall kommen 
können. 



Über den Wegfall der Sühnemaßnahmen, auch soweit es sich um 
bindend vorgeschriebene handelt, wird durch Beschluß ent- 
schieden. Der Verlust des Wahlrechts und der Wählbarkeit bleibt 
solange bestehen, bis alle Sühnemaßnahmen in Wegfall ge- 
kommen sind. Bereits erledigte Sühnemaßnahmen werden nicht 
rückgängig gemacht. 

2. Ist eine Trennung zwischen Maßnahmen für strafrechtlich erheb- 
liche Handlungen des Betroffenen und solchen für rein politisches 
Verhalten gemäß § 7 herbeizuführen, so geht der Überprüfung 
nach Absatz 1 das Verfahren nach § 7 voraus. 


§ 12 

Wer sich strafbar gemacht hat, wird unbeschadet der Vorschriften 
dieses Gesetzes nach den allgemeinen Strafgesetzen auch dann zur 
Verantwortung gezogen, wenn er unter §§ 1 oder 2 dieses Gesetzes 
fällt. 


§ 13 

Die Regierungen der Bundesländer erlassen die erforderlichen 
Durchführungsvorschriften. 


§ 14 

Die in §§ 7 und 11 dieses Gesetzes vorgesehenen Maßnahmen sind 
bis zum 1950 durchzuführen. 


Bonn, den 22. Februar 1950. 


Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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